
Digitale Partizipation: Placebo oder Perspektive? 
 

Expertise von Dr. Erik Meyer 
 

Gießen, im April 2017 
 

Executive Summary: 
 
Die Exploration von Formaten digitaler Partizipation im deutschen Mehrebenen- und 

Parteiensystem zeigt, dass trotz einer Vielzahl verschiedener Verfahren und Anwender in der 

politischen Praxis bislang kein Königsweg gefunden wurde, um (Bürger-) Beteiligung durch 

Elemente der Online-Kommunikation in einer Art und Weise zu gestalten, die den damit 

verbundenen euphorischen Erwartungen entsprechen würde. Dies belegt sowohl die 

Integration betreffender Prozesse in den administrativen Alltag als digitales 

Anliegenmanagement, als auch das uneingelöste Versprechen einer Verflüssigung der 

(Parteien-) Demokratie durch digitale Dauer-Deliberation („LiquidFeedback“/Piratenpartei). 

Gleichzeitig lassen sich punktuell Konstellationen und Konfigurationen eruieren, die aus 

pragmatischer Perspektive dazu geeignet sind, dass relevante Akteure (Betroffene, Bürger, 

Stakeholder) Input und Feedback im Sinne einer Gesellschaftsberatung nicht nur online 

artikulieren, sondern auch dezidiert in (bürokratische, politische) Entscheidungsprozesse 

einspeisen. 

 

Was dabei als „gute Praxis” angesehen werden kann, bleibt allerdings bislang neben der 

Evaluation durch die anwendungsbezogene Forschung vor allem den Anbietern von 

Dienstleistungen und digitalen Beteiligungsarchitekturen überlassen. Diesbezüglich stellt die 

Untersuchung von zunehmend verabschiedeten, vor allem kommunalen Leitlinien zur 

Bürgerbeteiligung insbesondere im Hinblick auf die dort formulierten Kriterien für den Einsatz 

von Online-Angeboten ein Desiderat dar. Dies gilt ebenso für eine problematisierende 

Bestandsaufnahme, die das um digitale Partizipation konstituierte Feld/Netzwerk von Akteuren 

aus Politik, pressure groups, think tanks, Verwaltungen und Unternehmen charakterisiert und 

kartiert. 
 

Während betreffende Prozesse digitaler Partizipation bislang primär unter dem Aspekt der 

Modernisierung (von Verwaltung, Parteien, Beteiligungsverfahren) implementiert wurden, 

deutet die Praxis von „pioneer communities“ kompetenter (z.B. „data literacy“) 

zivilgesellschaftlicher Akteure aus dem Bereich des „civic tech” (Hacker, Maker, 

Programmierer) auf ein weitergehendes Potenzial. Vor diesem Hintergrund bleibt auch das mit 

der Digitalisierung verbundene Beteiligungsversprechen virulent. Ein auch seitens des 

politisch-administrativen Systems in Aussicht gestellter Kulturwandel der Datenoffenheit und 

des Open Governments wäre aber eine Voraussetzung für seine Realisierung. 


